
Der Friedensvertrag, der am 30. Oktober
1864 in Wien von den kriegführenden Mäch-
ten Preußen, Österreich und Dänemark unter-
zeichnet wurde, beendete nicht nur den
Deutsch-Dänischen Krieg, sondern zog auch
einen Schlussstrich unter die jahrhunderte-
lang bestehende staatsrechtliche Verbindung

Schleswigs und Holsteins mit Dänemark. So legte der „Wiener
Frieden von 1864“1 fest, dass die drei Herzogtümer Schleswig,
Holstein und Lauenburg mit ihren rund 1 000 000 Einwohnern aus
dem dänischen Staatsverband herausgelöst werden sollten. Der dä-
nische Gesamtstaat verlor durch diese Bestimmung rund ein Drit-
tel seiner Bevölkerung.2 Obwohl davon auszugehen ist, dass dieser
Vertrag, der so einschneidend in das Leben der Schleswig-Holstei-
ner eingriff, in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert wurde, lässt
sich nur noch schwer rekonstruieren, wie die Haltung der Bevölke-
rung zum Wiener Frieden aussah. Um zumindest einen Einblick in
die öffentliche Wahrnehmung der Vertragsbestimmungen zu be-
kommen, soll in der Folge die Berichterstattung zeitgenössischer
schleswig-holsteinischer Presseorgane zu diesem Thema unter-
sucht werden. So hatten Zeitungen als zentrales Medium der dama-
ligen Zeit einen nicht unerheblichen Einfluss auf die öffentliche
Meinung. 

Die ersten schleswig-holsteinischen Zeitungen waren in der
Mitte des 17. Jahrhunderts in der näheren Umgebung der Stadt
Hamburg, welche als Hafenstadt und Nachrichtenbörse beste Be-
dingungen für die Ansiedlung von Presseunternehmen bot, gegrün-
det worden.3 Von dieser Keimzelle ausgehend, kam es in den fol-
genden Jahrzehnten im ganzen Land zu Zeitungsgründungen. Ob-
wohl man für das Herzogtum Schleswig erst spät von der Existenz
einer relevanten Presselandschaft sprechen kann, wiesen schon um
1830 sämtliche bedeutende Ortschaften der Herzogtümer eine ei-
gene Zeitung auf.4 Diese Entwicklung war nicht zuletzt durch die
zahlreichen technischen Neuerungen des frühen 19. Jahrhunderts
möglich geworden. In diesem Zusammenhang sei etwa auf die
Entwicklung neuer und schnellerer Drucktechniken oder die Ver-
kürzung der Kommunikationswege durch Telegraphen und Eisen-
bahn verwiesen.5 Mit dem technischen Fortschritt ging aber auch
eine zunehmende Politisierung der Presse einher. Denn obwohl ih-
nen per Konzession jedwede politische Berichterstattung untersagt
worden war, gingen immer mehr Blätter in den ersten Jahrzehnten
des 19. Jahrhunderts dazu über, auch Artikel politischen Inhalts in
ihre Spalten aufzunehmen. Nicht nur in den Herzogtümern wurde
die Zeitung in dieser Zeit endgültig zum Massenmedium, welches
nicht mehr nur Nachrichten brachte, sondern, das politische Tages-
geschehen kommentierend und bewertend, den Leser von den ei-
genen Ansichten zu überzeugen suchte.6 Obwohl diese Entwick-
lung durch die Niederschlagung der Schleswig-Holsteinischen Er-
hebung im Jahr 1851 und die damit verbundene Zurückhaltung

1 Anmerkung: Unter diesem Oberbegriff soll
in der Folge die Zusammenfassung des ei-
gentlichen Friedensvertrags vom 30. Oktober
1864 und des Präliminarvertrags vom 1. Au-
gust 1864 verstanden werden. 
2 Vgl. Vogel (1995), S. 67.
3 Vgl. Haese/Prawitt-Haese (1994), S. 15.
4 Vgl. ebd., S. 15.
5 Vgl. Dussel (2004), S. 59.
6 Vgl. Christian (2010), S. 22.

Folgende Seiten:
Die Eroberung von Alsen am 29. Juni 1864;
die Preußen setzten über den Alsensund.

(Soweit nicht anders vermerkt, wurden die
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vieler Redaktionen ihr vorläufiges Ende gefunden hatte, waren die
Presseorgane der Herzogtümer im Jahr 1864 erneut politisch hoch
aktiv.7 So entstanden im Laufe dieses Jahres vier Tageszeitungen,
die die öffentliche Meinung in den Herzogtümern für längere Zeit
entscheidend mitprägen sollten und mit ihren politischen Ansichten
auch die zahlreichen kleineren Wochenblätter massiv beeinflussten.
In Holstein waren dies die Schleswig-Holsteinische Zeitung und die
Kieler Zeitung und im Herzogtum Schleswig neben den Schleswiger
Nachrichten die Flensburger Norddeutsche Zeitung.8

Der Deutsch-Dänische Krieg und der Wiener Frieden – Eine Skizze. Um die po-
litische Haltung dieser vier Presseorgane und ihre jeweilige Beurtei-
lung der Friedensbestimmungen vollständig verstehen zu können,
ist es unabdingbar, sie in den historischen Kontext einzuordnen. Zu
diesem Zweck soll folgend in aller Kürze auf die Vorgeschichte des
„Wiener Friedens“ eingegangen werden, welche nicht erst mit dem
Einmarsch der späteren Vertragsparteien, Preußen und Österreich, in
die Herzogtümer begann. Denn schon in den letzten Monaten des
Jahres 1863 setzte sich in Dänemark eine Entwicklung in Gang, die
für den Gesamtstaat ungeahnte Folgen haben sollte. So war zu Be-
ginn der 1860er Jahre die Partei der Eiderdänen, die schon 1848 für
einen dänischen Nationalstaat bis zur Eider eingetreten war, erneut
an die Macht gekommen. Ihr Ziel war es, die beiden deutschen Her-
zogtümer Holstein und Lauenburg aus dem dänischen Staatsverband
auszugliedern und das gemischtsprachige Herzogtum Schleswig in
einem dänischen Nationalstaat aufgehen zulassen.9 Dieses Vorhaben
stand in krassem Gegensatz zu den Londoner Protokollen von 1852,
in welchen nach dem Ende der Schleswig-Holsteinischen Erhebung
die zukünftige Gestaltung des Gesamtstaates mit den europäischen
Großmächten vertraglich vereinbart worden war. Neben der Bestim-
mung, dass Schleswig und Holstein niemals getrennt werden sollten,
war in den Londoner Protokollen auch die dänische Thronfolge ge-
klärt worden. So war angesichts der Tatsache, dass der regierende
König Friedrich VII. kinderlos und auch letzter Vertreter der Haupt-
linie des königlichen Hauses war, vereinbart worden, im Falle seines
Ablebens dessen Neffen als König von Dänemark sowie als Herzog
von Schleswig und Holstein zu inthronisieren.10 Gegen eben diese
vertraglichen Regelungen verstieß nun die dänische Regierung, als
sie am 13. November 1863 die gemeinsame „Novemberverfassung“
für Dänemark und Schleswig vom Parlament genehmigen ließ, wel-
che das Ausscheiden der beiden südlichen Herzogtümer aus dem
Gesamtstaat implizierte. Lediglich die Unterschrift des Königs fehl-
te noch zu ihrer Rechtswirksamkeit. Bevor er jedoch die neue Ver-
fassung unterzeichnen konnte, verstarb Friedrich VII. völlig überra-
schend. Es lag nun allein in den Händen seines frischgebackenen
Nachfolgers Christian IX., die Weichen für die Zukunft des däni-
schen Gesamtstaates zu stellen. 

Just in dieser ohnehin schwierigen Situation trat aber noch ein
weiterer Prätendent auf den Herzogsthron hervor, der Erbprinz

Rechte Seite:
Christian IX. (1818-1906), König von
Dänemark

7 Vgl. Jürgensen (1977), S. 51. 
8 Vgl. Busch (1865b), S. 49ff. (Auflage-
zahlen: SHZ: 3-4000, FNDZ: 2000, KZ:
1000, SN: 5-600).
9 Vgl. Stolz (2010), S. 14.
10 Vgl. Daebel (1969), S. 48.
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Friedrich aus der Nebenlinie Schleswig-Holstein-Sonderburg-Au-
gustenburg. Zwar war dessen Vater infolge seiner Beteiligung an der
Schleswig-Holsteinischen Erhebung verbannt worden und hatte auf
sämtliche Erbrechte verzichten müssen, doch sah Friedrich diese
Verzichterklärung nicht als bindend für seine Person an und vertrat
die Ansicht, dass das Haus Augustenburg berechtigtere Ansprüche
auf die Herzogtümer besäße als Christian IX.11 In einer noch am 16.
November 1863 in den Herzogtümern verbreiteten Proklamation
verkündete der Augustenburger seinen Regierungsantritt als Herzog
Friedrich VIII. von Schleswig und Holstein. Zudem gelobte er das
Staatsgrundgesetz, die schleswig-holsteinische Verfassung von 1848
zu achten und stellte damit seine zukünftige Regentschaft auf ein li-
beral-konstitutionelles Fundament.12 Mehr noch als von der Prokla-
mation des Erbprinzen und seinen Thronansprüchen waren die ers-
ten Tage der Regierung des neuen dänischen Königs Christian IX.
jedoch von der Frage nach der Unterzeichnung der Novemberver-
fassung geprägt. Während eine Weigerung angesichts der aufgeheiz-
ten nationalen Stimmung in Dänemark Aufruhr und den Verlust sei-
nes Throns bedeuten konnte, würde die Unterzeichnung zweifellos
zu einem Eingreifen seitens des Deutschen Bundes führen und große
Erregung in den Herzogtümern verursachen. 

Trotz dieser wenig verlockenden Aussichten entschied er sich
schließlich zur Unterzeichnung der Verfassung.13 Diese Entschei-
dung sollte dazu führen, dass einen Monat später im Rahmen einer
Bundesexekution sächsische und hannoversche Truppen den südli-
chen Teil der Herzogtümer besetzten. Demgegenüber schien ein
Eingreifen der beiden deutschen Großmächte Österreich und
Preußen auszubleiben, da sie schon zuvor erklärt hatten, sich auf den
Boden der von ihnen mitunterzeichneten Londoner Protokolle zu
stellen. Diese Passivität führte dazu, dass sich selbst solche Schles-
wig-Holsteiner, die die Hoffnung auf eine „Befreiung“ von Däne-
mark allein auf Preußen gerichtet hatten, sich zunehmend mit den
Thronansprüchen des Augustenburgers arrangierten.14 Hierzu zähl-
ten auch die Mitglieder des holsteinischen Zweiges des Deutschen
Nationalvereins, die sich die Einigung Deutschlands im Rahmen ei-
ner kleindeutschen Lösung unter preußischer Hegemonie mit Einbe-
ziehung der Herzogtümer auf ihre Fahnen geschrieben hatten.15 Ins-
besondere durch ihre Unterstützung wurde der zuvor im Land noch
nahezu unbekannte Erbprinz zu einer Identifikationsfigur, hinter der
sich die Bevölkerung Schleswig-Holsteins versammelte.16 Durch die
enge Verknüpfung von fürstlichem Erbrecht und schleswig-holstei-
nischem Selbstbestimmungsrecht war es möglich, dass sich selbst
entschiedene Legitimisten mit demokratisch gesinnten Liberalen ge-
meinsam unter seinem Banner versammeln konnten. Während für
die einen Volksmeinung und das Staatsgrundgesetz an erster Stelle
standen, war für die anderen das legitimistische Prinzip zentraler
Anknüpfungspunkt.17 So wurde der Erbprinz bei seiner Ankunft in
Holstein am 30. Dezember 1863 auch mit stürmischer Begeisterung
begrüßt. Da das Herzogtum jedoch seit dem Beginn der Bundesexe-

Rechte Seite:
Friedrich VIII. (1829-1880) Herzog von
Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augusten-
burg

11 Vgl. Jürgensen (1998), S. 132.
12 Vgl. Wolf (1999), S. 27.
13 Vgl. Stolz (2010), S. 17.
14 Vgl. Zimmermann (1993), S. 13.
15 Vgl. Tiedemann (1905), S. 223.
16 Vgl. Daebel (1969), S. 199.
17 Vgl. Christian (2010), S. 26.
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kution von zwei Bundeskommissaren verwaltet wurde, sah er sich
dazu gezwungen, seinen Aufenthalt in Kiel vom ersten Tag an im
Status eines „Privatmannes“ und nicht eines „Herzogs“ zu verleben.
Denn obwohl der Augustenburger schon große Teile der Bevölke-
rung hinter sich wusste, konnte er sich nicht gegen die Kommissare
des Deutschen Bundes stellen, von dem er sich die Anerkennung sei-
ner Erbansprüche erhoffte. Hatte mancher Schleswig-Holsteiner auf
ein energisches Vorgehen Friedrichs gehofft, so sah er sich ge-
täuscht.18 Die Rolle des Augustenburgers wurde schließlich auch
durch das militärische Eingreifen Wiens und Berlins im Frühjahr
1864 geschwächt. So waren die beiden Großmächte und insbeson-
dere Preußen nicht aus reiner Zuneigung zu den Schleswig-Holstei-
nern und ihres Thronanwärters in den Krieg gegen Dänemark einge-
treten. Stattdessen verfolgten sie ganz eigene Ziele. So lief etwa
schon die zentrale schleswig-holsteinische Forderung nach einem
eigenständigen Herzogtum den preußischen Interessen ganz ent-
schieden zuwider, da Preußen keinerlei Interesse an der Schaffung
eines neuen Mittelstaats haben konnte, welcher im Bundestag mög-
licherweise die Reihen der Preußengegner verstärken würde.19

Dieser immer deutlicher zutage tretende Gegensatz sollte letztend-
lich im Juni 1864 die augustenburgische Bewegung spalten. Doch
schon in den ersten Monaten dieses Jahres hatten sich Spannungen
innerhalb des schleswig-holsteinischen Lagers angedeutet. Es war
vor allem die Tatenlosigkeit des Erbprinzen und seines Beraterstabes
in Kiel, welche bei einigen seiner Anhänger für Unmut gesorgt
hatte.20

Oben:
Privatvilla für Friedrich VIII. in Kiel- Düs-
ternbrook. Nach Holzstich in: Leipziger il-
lustrirte Zeitung Nr. 1191 v. 28.4.1866.

Linke Seite:
The Schleswig-Holstein difficulty. Trium-
phal entry of Prince Frederick of Augusten-
burg into Kiel, Holstein. Torchlight Welco-
me to Prince Frederick by the Citizens of
Kiel in front of the Railway Hotel. Holz-
stich in: The Illustrated London News, Vol.
XLIV, No. 1241. 16. Jan. 1864. SHLB: E
616.

18 Vgl. Wulf (2010), S. 198.
19 Vgl. Wolf (1999), S. 34.
20 Vgl. Petersen (2000), S. 25.
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Zum eigentlichen Bruch kam es jedoch erst in Folge eines geschei-
terten Verhandlungsgesprächs zwischen dem Augustenburger und
dem preußischen Ministerpräsidenten Otto von Bismarck in Berlin
am 1. Juni 1864. In dieser Unterredung, in der die grundsätzliche
Frage nach der Zukunft der Herzogtümer und ihrer Stellung zu
Preußen geklärt werden sollte, machte Bismarck seinem Gegenüber
frühzeitig klar, dass er keineswegs eine Verhandlung auf Augenhöhe
beabsichtigen würde. Er konfrontierte den Erbprinzen mit einer Rei-
he von Forderungen, die Schleswig-Holstein in sehr starke Abhän-
gigkeit von Preußen bringen würde und machte unmissverständlich
deutlich, dass er eine uneingeschränkte Annahme dieser Ansprüche
seitens des Augustenburgers erwarte. Friedrich, der sowohl die Stär-
ke seiner Position überschätzte, als auch keine Entscheidung ohne
die Zustimmung der schleswig-holsteinischen Landesvertretung
treffen wollte, lehnte eine bedingungslose Annahme ab.21 Daraufhin
wurde die Unterredung ergebnislos abgebrochen. Bismarck seiner-
seits begann nun diese Vorlage des Augustenburgers gegen ihn zu
verwenden und endgültig mit dessen Sache zu brechen. Er machte
seine Version der Verhandlung rasch publik, welche dankbar von der
preußischen Presse aufgegriffen wurde. Durch diesen Schachzug
Bismarcks entstand in der deutschen Öffentlichkeit der Eindruck,
dass Friedrich sich gegen die berechtigten Forderungen Preußens
stelle und ihm seine egoistischen Interessen wichtiger seien als die
Einigung Deutschlands.22 In Schleswig-Holstein führte dies zu einer
Spaltung des vormals einigen augustenburgischen Lagers. Teile der
Bevölkerung begannen sich vom Erbprinzen abzuwenden und such-
ten stattdessen die Nähe Preußens, welches durch den Kriegseintritt
und den Sieg bei Düppel in ihrer Achtung stark gestiegen war.23

Die Zeitungen. Die Schleswiger Nachrichten entstanden am 1. Juni
1864 in direkter Nachfolge des Schleswiger Wochenblattes von
1789.24 Während das Wochenblatt von unpolitischen Themen domi-
niert war, sollte die neue Zeitung den Hunger der Schleswiger Be-
völkerung nach politischer Berichterstattung stillen. Dabei wollte
das Blatt nicht nur die politischen Nachrichten der großen Tageszei-
tungen wiedergeben, sondern die Geschehnisse selbstständig kom-
mentieren und seinen Mitbürgern eine Orientierung bieten.25 Die
treibende Kraft hinter dieser Neuausrichtung des vormaligen Schles-
wiger Wochenblattes war der Advokat Joseph Johannsen, welcher
die Zeitung im Sommer 1864 als Mitherausgeber und verantwortli-
cher Redakteur übernahm. Johannsen, der als Anwalt in Itzehoe ge-
arbeitet hatte, war seit der Gründung des holsteinischen Zweiges des
Nationalvereins im Jahre 1861 in führender Position als dessen Aus-
schussmitglied aktiv gewesen.26 In dieser Funktion hatte er zusam-
men mit August Römer und anderen Führungspersönlichkeiten des
Vereins von Hamburg aus für die Trennung Schleswig-Holsteins
von Dänemark propagandistisch gewirkt. Nach dem Schwenk der
Nationalvereinsmitglieder auf die Seite des Erbprinzen Friedrich
und dem preußisch-österreichischen Übergang über die Eider

Linke Seite:
Otto von Bismarck (1815-1898)

21 Vgl. Daebel (1969), S. 203.
22 Vgl. Wolf (1999), S. 164.
23 Vgl. Petersen (2000), S. 53.
24 Christiansen (1973), S. 43.
25 SN, Nr. 1, 01.06.1864.
26 Philippsen (1911), S. 11. 
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erwarb er, der von der Wirksamkeit der Presse als Propagandamittel
überzeugt war, in der Stadt Schleswig die Teilhabe an dem dortigen
Wochenblatt und wurde dessen verantwortlicher Redakteur.27 Jo-
hannsen hoffte auf diese Weise seine politischen Ansichten in der
Öffentlichkeit bekanntmachen und verbreiten zu können, um auch
im Norden die Bevölkerung ins Lager des Augustenburgers zu zie-
hen. So sah er in der Zeitung, die er in Schleswiger Nachrichten um-
benannte, in erster Linie kein wirtschaftliches Unternehmen, son-
dern ein Instrument zur Realisierung seiner politischen Vorstellun-
gen über die Zukunft Schleswig-Holsteins.28 Es war daher wenig
verwunderlich, dass sich die Spaltung des augustenburgischen La-
gers, die parallel mit dem Ersterscheinen der Schleswiger Nachrich-
ten stattfand, auch deutlich in ihren Spalten wiederfand. Johannsen,
der trotz seiner Unterstützung der Erbansprüche des Erbprinzen
Friedrich stets davon überzeugt gewesen war, dass ein endgültig
deutsches Schleswig-Holstein nur erlangt werden könne, wenn sich
die Herzogtümer uneingeschränkt an Preußen annähern würden,
vertrat diese Ansicht auch unzweideutig in seiner Zeitung. Schließ-
lich war er allein für die politische Ausrichtung der Schleswiger
Nachrichten verantwortlich.29 So betonten diese in einer Neuauflage
ihres Programms nach dem gescheiterten Gespräch zwischen dem
Augustenburger und dem preußischen Ministerpräsidenten dann
auch, dass sie „die engste Beziehung zu Preußen […] für eine condi-
tio sine qua non von der glücklichen Durchführung unserer Sache“
halten.30 Nachdem der Bruch mit der augustenburgischen Bewegung
bald darauf endgültig vollzogen war, traten Johannsen und seine Re-
daktion in der Folge noch entschiedener für die preußischen An-
sprüche ein. 

Eine ähnliche politische Ausrichtung wie die Schleswiger Nach-
richten hatte die im Frühjahr 1864 gegründete Flensburger Nord-
deutsche Zeitung, die ganz im Zeichen ihres Chefredakteurs August
Römer stand.31 Als einer der Führer des holsteinischen Zweiges des
Nationalvereins war er eng mit der augustenburgischen Propaganda-
tätigkeit in Holstein verbunden gewesen und hatte den Vormarsch
der österreichisch-preußischen Truppen genutzt, um auch im nördli-
chen Herzogtum in diesem Sinne tätig zu werden. Den Grund, war-
um August Römer trotz seines starken politischen Interesses nicht
unmittelbar in der schleswig-holsteinischen Öffentlichkeit für die
Sache des Augustenburgers wirkte, sondern stattdessen durch eine
Zeitung, sah sein Gesinnungsfreund Tiedemann im Naturell Rö-
mers: „Er, der in wunderbarer Weise die deutsche Sprache be-
herrschte, sobald er die Feder zur Hand nahm, wurde befangen und
unsicher, wenn er in größerer Versammlung reden sollte; er sprach
dann stockend und in angerissenen Sätzen.“32 Durch die Flensburger
Zeitung konnte er jedoch uneingeschränkt seine Gedankengänge
ausführen und versuchen, die Leser in seinem Sinne zu beeinflussen.
Wie die anderen holsteinischen Nationalvereinsmitglieder traten er
und seine Zeitung dabei im Einklang mit der Mehrheit der schles-
wig-holsteinischen Bevölkerung und Presse für die Thronansprüche

Vorangehende Seiten:
Wilhelm Camphausen: Erstürmung der
Düppeler Schanze II. durch das 25. Rgt.
Brandenburger. Nach dem verschollenen
Gemälde angefertigte Lithographie, 46 x
69 cm. – SHLB: 4741

Rechte Seite:
Titelseite der Schleswiger Nachrichten vom
1. Juni 1864

27 Vgl. Klatt (1967), S. 58.
28 Vgl. Schleswiger Nachrichten (1987),
S. 5.
29 Vgl. Phlippsen (1911), S. 11.
30 SN, Nr. 3, 08.06.1864.
31 Vgl. Rautenberg (1934), S. 260.
32 Tiedemann (1905), S. 249. 
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des Erbprinzen ein. Diesem allgemeinen Konsens folgte die Flens-
burger Norddeutsche Zeitung jedoch nur bis zum Sommer 1864.
Schon wenige Tage nach den gescheiterten Verhandlungen zwischen
Friedrich von Augustenburg und Bismarck am 1. Juni offenbarte das
Blatt im Leitartikel „Preußen und Schleswig“ mit der Erklärung,
man würde von nun an „den festen Anschluß der Herzogthümer an
Preußen jetzt und für alle Zukunft zum ersten Postulat unserer poli-
tischen Vernunft machen“, seinen Gesinnungswandel.33 Römer und
seine Mitarbeiter gehörten damit zu den ersten Schleswig-Holstei-
nern, die sich von der augustenburgischen Bewegung abgewandt
hatten. Zugleich wurden sie nicht müde zu betonen, dass sie zwar
auch die Einsetzung des Herzogs wünschten, aber anders als die
übrigen Blätter des Landes „das Wünschenswerthe nicht mit dem
Möglichen verwechseln“ würden.34 Im weiteren Verlauf des Jahres
1864 wurde der Bruch der Flensburger Redaktion mit der Mehrheit
ihrer schleswig-holsteinischen Landsleute jedoch immer deutlicher.
Der Inhalt des Leitartikels vom 9. Juni stellte keine leere Phrase dar,
sondern wurde zum zentralen Programm der Zeitung. Nur in der
möglichst engen Verbindung mit der norddeutschen Großmacht
konnte und durfte die Zukunft Schleswig-Holsteins ihrer Ansicht
nach liegen. 

Im krassen Gegensatz zu dieser Haltung stand diejenige der
Schleswig-Holsteinischen Zeitung. Diese Zeitung war zum Jahres-
wechsel 1863/64 in Altona gegründet worden und trat vom ersten
Tag ihres Erscheinens an uneingeschränkt für die Rechte des Augu-
stenburgers Friedrich ein. So verkündete ihr Grundsatzprogramm
vom 17. Januar 1864, dass sie lediglich zum Zweck der Durchset-
zung dessen Thronanspruches und der Einigung Deutschlands ge-
schaffen worden sei.35 Obwohl ein mehrköpfiges Konsortium das
Blatt aus der Taufe gehoben hatte, war in erster Linie der Redakti-
onsleiter Martin May, für dessen politische Ausrichtung verantwort-
lich. May wae zwar gebürtiger Preuße, stand aber dem preußischen
Staat bismarckscher Prägung äußerst ablehnend gegenüber.36 Es ver-
wundert daher wenig, dass sich die Schleswig-Holsteinische Zeitung
im Laufe des Jahres 1864 zur maßgeblichsten Vertreterin der auf un-
eingeschränkte Selbstständigkeit pochenden Partei entwickelte und
sich klar gegen die Ansprüche Preußens positionierte. Wenn es
schon zu einer politischen Verbindung mit der norddeutschen Groß-
macht kommen sollte, müsse zunächst die Eigenstaatlichkeit Schles-
wig-Holsteins konstituiert und die Anerkennung des Herzogs Frie-
drich vollzogen werden.37 Als der Bruch zwischen dem Augusten-
burger und der Berliner Regierung in der zweiten Jahreshälfte im-
mer deutlicher wurde, schlug das Blatt einen zunehmend antipreußi-
schen Tonfall an, der stetig an Schärfe gewann. Es verwundert daher
wenig, dass sich die Zeitung binnen kürzester Zeit die geballte
Feindschaft der preußischgesinnten Kräfte des Landes und der
preußischen Regierung zuzog.38

Auch das vierte untersuchte Blatt, die Kieler Zeitung, entstand in
den ereignisreichen Tagen des Jahres 1864. Ihr Gründer Wilhelm
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Ahlmann konnte zu diesem Zeitpunkt schon auf eine beachtliche
Karriere zurückblicken. So war er seit 1848 als Mitglied der schles-
wig-holsteinischen Landesversammlung, Zeitungsmitarbeiter und
Bankier in Erscheinung getreten.39 Diese zahlreichen Kenntnisse
hatten den umtriebigen Ahlmann in den 1860er Jahren zu einer der
führenden politischen Persönlichkeiten der Herzogtümer gemacht.
So war auch er an der Gründung des holsteinischen Zweiges des Na-
tionalvereins beteiligt. Doch anders als die Mehrheit der übrigen
Vereinsmitglieder, sprach er sich schon früh für das Erbrecht des
Hauses Augustenburg aus und lehnte eine zu enge Anlehnung an
Preußen ab.40 Es war daher naheliegend, dass Ahlmann auch 1863
auf Seiten des Augustenburgers stand. Sowohl die Bezugnahme auf
das schleswig-holsteinische Staatsgrundgesetz von 1848 als auch
die Tatsache, dass die Bevölkerung der Herzogtümer den Erbprinzen
in Volksversammlungen zu ihrem Landesherrn proklamiert hatte
und er seitens einiger liberaler deutscher Fürsten anerkannt worden
war, erfüllten für Ahlmann die Bedingungen einer legitimen Herr-
schaft im Rahmen eines liberalen Verfassungsstaates.41 Die Kieler
Zeitung, die er im Sommer 1864 zur Unterstützung der augustenbur-
gischen Thronansprüche gründete, sollte daher auch explizit den li-
beralen Gedanken betonen. Die in Ahlmanns Augen bestehende
Notwendigkeit, ein eigenes Presseorgan zu besitzen, erklärt sein
Biograph Hermann Hagenah mit den Worten: „Ahlmann brauchte
ein Organ, seine Meinungen und Wünsche, seine Pläne und Vorstel-
lungen der Öffentlichkeit zu unterbreiten.“42 Diese Ansichten fanden
sich dann auch in der ersten Probenummer der Kieler Zeitung vom
19. Juni 1864 wieder, in welcher das Blatt sein Programm darlegte:
„Was wir wollen? […] Das ungetheilte freie Schleswig-Holstein un-
ter seinem rechtmäßig angestammten Landesherrn Herzog Fried-
rich VIII. –  und wir fügen hinzu innigen Anschluß an das geeinigte
Deutschland, vor allem an dessen norddeutsche Vormacht Preu-
ßen.“43 Es zeigt sich, dass die Zeitung einem Anschluss des Landes
an Preußen gegenüber keineswegs abgeneigt war. Jedoch bildeten
die Schaffung eines selbstständigen Staates Schleswig-Holstein und
die Einsetzung des Erbprinzen zentrale Voraussetzungen für diesen
Schritt. So sah Ahlmann sein Blatt auch nicht vordergründig als ein
Wirtschaftsunternehmen an. Für ihn stellte die Kieler Zeitung statt-
dessen vielmehr eine Waffe im politischen Kampf um die Zukunft
Schleswig-Holsteins dar.44 Durch sie glaubte er seine Ansichten und
Wünsche dem Volk nahe zu bringen und schließlich realisieren zu
können. Doch er war nicht nur Geldgeber und Herausgeber im Hin-
tergrund, sondern hatte auch den Posten eines leitenden Redakteurs
inne. Ahlmann gab also nicht nur die groben politischen und redak-
tionellen Leitlinien des Blattes vor, sondern hatte selbst in der
kleinsten Angelegenheit das letzte Wort.45 Kein gedrucktes Wort
verließ die Druckerei, das er nicht vorher genehmigt hatte. Als sich
daher infolge der Berliner Unterredung vom 1. Juni 1864 ein Teil der
schleswig-holsteinischen Presse Preußen zuwandte, folgte die Kie-
ler Zeitung diesem Beispiel nicht. Ahlmann, der nach wie vor im
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Erbprinzen Friedrich seinen rechtmäßigen Landesherrn sah, war
zwar dazu bereit, eine gewisse Abhängigkeit der Herzogtümer von
Preußen anzuerkennen, doch müsste sich das schleswig-holsteini-
sche Volk zunächst in freier Meinungsäußerung dafür ausgespro-
chen haben. Für ihn war nur eine freiwillige Verbindung mit der
norddeutschen Großmacht auf Basis der Selbstbestimmung denk-
bar.46

Die Bestimmungen des Wiener Friedens. Der zentrale Artikel des Wiener
Friedens beinhaltete den Verzicht des dänischen Königs Christian
IX. auf alle seine Rechte auf die Herzogtümer Schleswig, Holstein
und Lauenburg zugunsten der Herrscher Preußens und Österreichs.
Dänemark erklärte sich damit bereit, sämtliche Dispositionen und
Verfügungen, die die beiden deutschen Großmächte hinsichtlich der
Zukunft Schleswig-Holsteins treffen würden, bedingungslos anzuer-
kennen.47 Der Friedensvertrag beendete damit die jahrhundertelange
staatsrechtliche Verbindung zwischen den Herzogtümern und dem
Königreich Dänemark. Die praktische Umsetzung dieser Trennung
brachte jedoch zahlreiche Schwierigkeiten mit sich, von denen die
neuerliche Grenzziehung das Kernproblem war. So hatte sich die
Grenze zwischen Schleswig und Jütland aus dem Laufe der Ge-
schichte heraus entwickelt und sich dementsprechend auch verän-
dert, sodass eine ganze Reihe von jütischen Enklaven innerhalb des
eigentlich schleswigschen Territoriums existierte. Schon in den
Präliminarien wurde dem Problem der jütischen Enklaven ein be-
sonderer Stellenwert eingeräumt, da der gegenwärtige Status quo
aus Sicht beider Vertragsseiten nicht aufrechtzuerhalten war. Man
einigte sich im Vorfrieden schließlich darauf, dass der dänische Kö-
nig seine Besitzungen auf den nordfriesischen Inseln, auf Römö und
bei Mögeltondern abzutreten habe, um so ein geschlossenes schles-
wigsches Territorium zu schaffen. Im Gegenzug sollte Dänemark ei-
nen entsprechenden Teil von Schleswig erhalten. Dieser sollte neben
der vom schleswigschen Gebiet relativ abgelegenen Insel Ærø auch
eine Landverbindung zwischen Jütland und der Enklave um die
Stadt Ribe umfassen. Ergänzt wurde diese Bestimmung mit dem un-
präzise formulierten Zusatz, dass auch eine Grenzberichtigung auf
der Koldinger Seite erfolgen solle, um so ein wirkliches Äquivalent
zu bilden.48 Während also bezüglich der Gebietsabtretungen des Kö-
nigreichs eine relative Klarheit herrschte, bestand bei den Details
der Abtretungen des nördlichen Herzogtums eher Unklarheit. Die
definitive Festlegung der abzutretenden Gebiete sollte dem endgülti-
gen Friedensvertrag vorbehalten bleiben. Die dort genannte Rege-
lung sah vor, dass die neue Grenzlinie im Osten in „der Mitte der
Mündung der Heilsminder Bai am kleinen Belt“ beginnen sollte,
während sie im Westen südlich der Stadt Ribe, „in gleicher Entfer-
nung zwischen den Inseln Manoe und Roemoe“ enden sollte.49 Zwi-
schen diesen beiden Endpunkten sollte die Grenze größtenteils
ihrem alten Verlauf folgen. Diese Bestimmungen hatten jedoch zwei
gravierende Folgen. Zum einen bildete der alte Grenzfluss Königsau
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damit nur noch im Landesinneren die faktische Grenze und zum an-
deren wurden die Ostseehalbinsel Stenderup und an sie angrenzende
Gebiete aus dem schleswigschen Territorium herausgelöst und Dä-
nemark übergeben. Da beide Vertragsparteien erklärten, dass „[i]n
der Folge dieser neuen Abgränzung […] von einer und der andern
Seite alle […] Ansprüche und Rechte […], welche bisher in den En-
claven […] bestanden haben, - als erloschen“ betrachtet würden,50

war mit dem Friedensvertrag vom 30. Oktober 1864 die Grenzzie-
hung zwischen dem Königreich Dänemark und den Herzogtümern
endgültig festgelegt. Es bestand keine Möglichkeit mehr, eine
großflächige Änderung zu erwirken. Lediglich die Grenzziehung
„im Feld“ war noch nicht definitiv und sollte in der nächsten Zeit
nach dem Friedensschluss durch eine internationale Kommission
vor Ort bestimmt werden.51

Neben der Gebietsfrage war die Finanzfrage das zweite große
Themengebiet in den Friedensdokumenten. Auch wenn der Vorfrie-
den dieses Thema nur sehr oberflächlich behandelte, ließen seine
Bestimmungen schon früh erahnen, dass auf die Herzogtümer eine
hohe finanzielle Belastung zukommen würde. So legt etwa der dritte
Artikel der Präliminarien fest, dass die Schulden des Gesamtstaats
zwischen Königreich und Herzogtümern mit wenigen Ausnahmen
nach dem Bevölkerungsverhältnis geteilt werden sollten. Zudem
sollte Schleswig-Holstein auch die Kriegskosten Preußens und
Österreichs erstatten.52 Doch erst der eigentliche Friedensvertrag
vom 30. Oktober enthielt nähere Angaben zur Höhe dieser finanziel-
len Belastungen. Hatte sich mancher Schleswig-Holsteiner in den
Monaten der Verhandlungen in Wien noch der Hoffnung hingege-
ben, dass die Bestimmungen des Vorfriedens abgemildert werden
würden, sah er sich nun eines Besseren belehrt. So bestätigte der
Friedensvertrag nicht nur die Teilung der Gesamtschulden der Mon-
archie, sondern legte den schleswig-holsteinischen Anteil auch
gleich auf 29 Millionen dänische Taler fest.53 Diesen Betrag hätte
der Staat Schleswig-Holstein innerhalb eines Jahres nach seiner de-
finitiven Konstituierung zu zahlen. Zusätzlich wurde auch an der
Bestimmung, dass die Herzogtümer die Kriegskosten der Alliierten
zu tragen hätten, nicht gerüttelt.54 Die übrigen finanziellen Bestim-
mungen des Vertrages behandelten derweil spezielle Aufschlüsse-
lungen, die nötig waren, um die bisher miteinander verbundenen öf-
fentlichen Haushaltskassen der Herzogtümer und des Königreichs
zu entwirren. Hierbei ging es neben der Regelung, dass Schleswig-
Holstein auch weiterhin für die Pensionszahlungen ehemaliger
Staatsbeamter aufkommen musste,55 um die Teilung bestimmter
Fonds, die bisher zentral in Kopenhagen verwaltet worden waren,
sowie die Rückerstattung von eingelagerten Geldern an Privatperso-
nen und öffentliche Körperschaften.56 Auch wenn der Friedens-
schluss ganz eindeutig von den pekuniären und territorialen Bestim-
mungen dominiert wurde, enthielt der Vertrag doch auch Artikel, die
sich keiner der beiden Obergruppen zuordnen ließen. In ihnen wur-
den praktische Einzelfragen behandelt, welche die Zerstückelung
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des dänischen Gesamtstaates mit sich brachte. So etwa die Möglich-
keit dänischgesinnter Schleswig-Holsteiner nach Dänemark auszu-
wandern,57 die Übergabe von Verwaltungsakten und Archivgut58

oder das Ausscheiden von schleswig-holsteinischen Soldaten aus
dem dänischen Heer.59 Wie in der Folge deutlich wird, spielten diese
Themen jedoch kaum eine Rolle in der zeitgenössischen Diskussion
über den Friedensvertrag und seine Bestimmungen. 

Die Vertragsbestimmungen im Spiegel der Presse. Obwohl die Flensburger
Norddeutsche Zeitung die territorialen Bestimmungen des Wiener
Friedens angesichts der Loslösung von Dänemark als „Dinge von
verhältnismäßig untergeordneter Wichtigkeit“ bezeichnete,60 nah-
men diese doch einen großen Raum in der Berichterstattung der
schleswig-holsteinischen Zeitungen ein. Insbesondere die in den
Präliminarien angekündigte Abtrennung schleswig-holsteinischer
Gebietsteile als Ausgleich für die Aufhebung der dänischen Enkla-
ven sorgte für reichlich Diskussionsstoff in der Presse. Vielfach wur-
de bis zum 30. Oktober darüber spekuliert, was sich wohl hinter der
Formulierung, man wolle die Grenzziehung „auf der Koldinger Sei-
te richtig stellen“, verbergen möge.61 Schon frühzeitig wurde dabei
ganz konkret die Abtretung der Ostseehalbinsel Stenderup in Be-
tracht gezogen.62 In diesem Zusammenhang sticht insbesondere die
Berichterstattung der Schleswiger Nachrichten ins Auge, welche
trotz eindeutiger Ankündigungen in den Präliminarien vehement
jedwede Gebietsänderung im Nordosten der Herzogtümer bestritt.
Beschwichtigend versicherte das Blatt seinen Landsleuten, dass we-
der Preußen noch Österreich ein Interesse an einer Abtretung haben
würden und die aufgewühlte Stimmung in der schleswig-holsteini-
schen Öffentlichkeit völlig unangebracht sei.63 Nachdem in den fol-
genden Wochen die Grenzänderung bei Stenderup immer wahr-
scheinlicher geworden war, enthielt sich das Blatt im weiteren Ver-
lauf des Jahres 1864 jedes detaillierteren Artikels zur Gebietsfrage.
Trotz ähnlicher politischer Ansichten fielen die Betrachtungen der
Flensburger Norddeutschen Zeitung derweil deutlich anders aus.
Schon im August drückte das Blatt sein Bedauern darüber aus, dass
nun wohl nie mehr „an des Landes Marken die Königsau blinken“
werde.64 Gleichzeitig fügte es aber hinzu, dass die Schleswig-Hol-
steiner trotz der bevorstehenden ungewissen Veränderungen der
Grenzlinie nicht vergessen dürften, dass die langersehnte Trennung
der Herzogtümer von Dänemark endlich erreicht sei. Als jedoch im
Laufe des Oktobers die Abtrennung der Halbinsel Stenderup immer
wahrscheinlicher wurde, sah sich das Blatt dazu veranlasst, die deut-
schen Großmächte „[m]it großer und gerechter Besorgniß“ vor einer
drohenden Fehlentscheidung zu warnen.65 Seiner Ansicht nach sei es
völlig unverständlich, warum so weitreichende Zugeständnisse an
Dänemark gemacht werden sollten. In Folge dieser Nachsichtigkeit
drohe nun die Preisgabe von „mehrere(n) Quadratmeilen, auf denen
grade überwiegend viele deutsche Grundbesitzer wohnen, Strecken
des allerfruchtbarsten Landes mit den herrlichsten Waldungen ge-
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gen Moor und Heidegegenden“.66 Diese Kritik an den deutschen
Verhandlungsführern führte in der Folge jedoch zu keinem ernsthaf-
ten Bruch mit Preußen. Denn als die neue Grenzlinie mit dem Frie-
densschluss zur unverrückbaren Tatsache geworden war, fand sich
kaum ein Wort des Bedauerns in den Spalten der Flensburger Nord-
deutschen Zeitung. Stattdessen forderte sie ihre Landsleute erneut
dazu auf, angesichts der „kleineren Sorgen die Freude an dem
großen Resultat nicht verkümmern“ zu lassen.67 In Holstein fiel das
Urteil dagegen deutlich emotionaler aus. Auch hier wurde die Halb-
insel Stenderup zur fruchtbarsten, waldreichsten, wohlhabendsten
und schönsten Gegend des Landes verklärt.68 Insbesondere die
Schleswig-Holsteinische Zeitung beklagte sich lautstark über den
Umstand, dass es den Dänen in Wien gestattet worden sei, die Präli-
minarien vollständig zu ihren Gunsten auszuschöpfen. Nach Ansicht
des Altonaer Blattes sei die geübte Nachsicht völlig fehl am Platze
und schon die Abtretung Ærøs ein Zeichen höchster Großzügigkeit
gewesen.69 In eine ähnliche Richtung gingen auch die Artikel der
Kieler Zeitung, die in längeren mathematischen Ausführungen zu
beweisen suchte, dass ein flächenmäßiger Ausgleich schon durch
die neue Grenzziehung im Nordwesten und die Übergabe Ærøs er-
reicht worden sei und damit keinerlei Änderungen der Grenzlinie
bei Stenderup nötig wären.70 Doch noch stärker als über die Grenz-
veränderungen echauffierten sich die beiden augustenburgisch ge-
sinnten Zeitungen darüber, dass im Vertragstext von einer Abtretung
der Rechte des dänischen Königs an den Herzogtümern die Rede
war. In ihren Augen war dieser Ausdruck völlig unzutreffend, da
Christian IX. niemals berechtigte Besitzansprüche auf Schleswig
und Holstein besessen habe und diese daher auch nicht abtreten kön-
ne.71 Doch trotz ihrer gemeinsamen Ablehnung der angeblichen
Rechte des dänischen Königs fielen die Schlüsse, welche die Kieler
Zeitung und die Schleswig-Holsteinische Zeitung aus der Verwen-
dung des Begriffs zogen, höchst unterschiedlich aus. So warb das
gemäßigtere Kieler Blatt bei seinen Lesern geradezu um Verständnis
für die Verwendung dieses Wortlauts in den Friedensdokumenten.
Seiner Ansicht nach handelte es sich lediglich um eine bedeutungs-
lose diplomatische Floskel, die notwendigerweise in Wien einge-
flochten wurde, um „dem dänischen König nicht die demüthigende
Anerkennung seiner Rechtslosigkeit“ vor Augen führen zu müssen.72

Man könne sich also beruhigen und dürfe keine bösen Absichten der
Großmächte in diese Formulierung hineininterpretieren. Ganz an-
ders fiel dagegen die Interpretation der radikaleren Schleswig-Hol-
steinischen Zeitung aus. Sie machte keinerlei Hehl aus ihrer Abnei-
gung gegen die deutschen Großmächte und Preußen im Besonderen.
Für sie stand fest, dass die Herzogtümer mit dem Tode König Frie-
drichs VII. unbestreitbar an die Augustenburger Linie gefallen wa-
ren. Käme es nun seitens der Großmächte zu einer nachträglichen
Anerkennung der Ansprüche Christians XI., so würden sie damit
den Rechtsboden verlassen. Nach Ansicht des Blattes war die For-
mulierung „Abtretung“ von Preußen und Österreich bewusst ge-
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wählt worden, da sie ihnen die absolute Verfügungsgewalt über das
Land sichern würde. Weder der Deutsche Bund noch das Ausland
könnten gegen ihre zukünftigen Entscheidungen einen Einwand vor-
bringen. Selbst dann nicht, „[w]enn diese also einen japanesischen
Prinzen oder einen Negerfürsten auf den Herzogsthron erheben
wollten.“73 Erneut wurde an dieser Schlussfolgerung die tiefe Abnei-
gung des Altonaer Blattes gegen die Machthaber in Wien und Berlin
deutlich. 

Nachdem die Lostrennung des Landes von Dänemark mit der
Unterzeichnung der Präliminarien zur Tatsache geworden war, nah-
men die finanziellen Regelungen das Hauptinteresse des Landes in
Anspruch. Denn während der Vorfrieden relative Klarheit über die
territoriale Zukunft Schleswig-Holsteins gewährte, ließen seine fi-
nanziellen Bestimmungen viel Raum für Spekulationen. Schließlich
waren weder die ungefähre Höhe der Kriegskosten noch der schles-
wig-holsteinische Anteil der dänischen Staatsschulden näher bezif-
fert worden. Es war daher mehr als wahrscheinlich, dass gerade die
Finanzfrage die weiteren Verhandlungen in Wien bestimmen würde.
Angesichts der Möglichkeit, dass dadurch der Vertragsabschluss auf
unbestimmte Zeit verzögert werden könnte, warben die Schleswiger
Nachrichten und die Flensburger Norddeutsche Zeitung dafür, bei
den groben Bestimmungen der Präliminarien zu verbleiben und erst
nach dem definitiven Friedensschluss eine Kommission mit der
Klärung der Detailfragen zu betrauen.74 Den beiden preußischge-
sinnten Blättern ging es hierbei vor allem darum, einen schnellen
Frieden ohne finanzielle Belastungen, die diesen trüben könnten, zu
erhalten. Die „Befreiung” von Dänemark hatte schließlich schon
durch die Änderung der Grenzlinie für manche ihrer Landsleute ei-
nen „schalen Beigeschmack“ bekommen. Die Wichtigkeit, die die
Frage der finanziellen Belastung für die Schleswig-Holsteiner hatte,
zeigte sich auch daran, dass bereits im Vorfeld der ersten Friedens-
verhandlungen ausgiebig in der Presse über diese Thematik berich-
tet wurde. So konstatierte die Kieler Zeitung schon Mitte Juli, dass
keinerlei Zweifel darüber bestehen könne, wer die Kriegskosten der
deutschen Großmächte zu tragen habe. Da Dänemark den Krieg
vom Zaun gebrochen und „es doch die Lasten des letzten Krieges
zum größeren Theil den Herzogthümern aufgebürdet“ habe, käme
nur das Königreich als alleiniger Schuldner in Frage.75 Als der Frie-
densvertrag diese Kosten jedoch den Herzogtümern in Rechnung
stellte, regierte das Blatt mit Unverständnis und brachte seinerseits
den Alternativvorschlag, die Kriegskosten nach Matrikularanteilen
auf alle Staaten des Deutschen Bundes zu verteilen.76 Diese Haltung
stieß insbesondere bei den Schleswiger Nachrichten auf vehementen
Widerspruch. Denn schließlich könnten die Schleswig-Holsteiner
nicht erwarten, „die Freiheit so ganz umsonst geschenkt“ zu bekom-
men.77 Dieser Ansicht pflichtete auch die Flensburger Norddeutsche
Zeitung bei, verband sie aber mit der Forderung, Schleswig-Holstein
keine finanziellen Lasten aufzubürden, ohne die Zustimmung des
Landes eingeholt zu haben. So müsse die Stimme der Herzogtümer

Rechte Seite:
Bismarck-Album des Kladderadatsch. Mit
300 Zeichnungen von Wilhelm Scholz.
Berlin: Hofmann 1890.
Bismarck und Rechberg lassen sich bei
den Wiener Friedensverhandlungen von
Christian IX. die Tabakdose für die Frie-
denspfeife reichen.

73 SHZ, Nr. 254, 11.11.1864. 
74 Vgl. FNDZ, Nr. 190, 06.09.1864/
SN, Nr. 24, 21.08.1864. 
75 KZ, Nr. 20, 17.07.1864. 
76 Vgl. KZ, Nr. 46, 17.08.1864. 
77 SN, Nr. 19, 03.08.1864.
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bei den weiteren Verhandlungen in Wien unbedingt Berücksichti-
gung finden.78 Interessanterweise griff das Schleswiger Blatt ange-
sichts der Höhe der anfallenden Kosten den Kieler Vorschlag einige
Monate später wieder auf. So sollten seiner Ansicht nach die deut-
schen Mittel- und Kleinstaaten die Kriegskosten der Großmächte
übernehmen. Denn während Österreich und Preußen das Blut ihrer
Söhne für die Befreiung des Landes gegeben hätten, könnten diese
nun zumindest ein „Opfer an Silber“ beisteuern.79

Den zweiten dominierenden Aspekt der Finanzfrage neben den
Kriegskosten stellten die Staatsschulden des dänischen Gesamtstaa-
tes dar. Die Bestimmung des Vorfriedens, dass diese zwischen dem
Königreich und den Herzogtümern zu teilen seien, löste in der Folge
eine rege Diskussion über den genauen Teilungsmodus in der schles-
wig-holsteinischen Presse aus. Besonders die Tatsache, dass nur von
einer Teilung der Passiva, nicht aber der Aktiva im Vorfrieden die
Rede war, beschäftigte die Zeitungsredaktionen. Bis zum endgülti-
gen Friedensschluss ging der allgemeine Konsens davon aus, dass
die Staatsaktiva in den Präliminarartikeln lediglich vergessen wor-
den seien.80 Es stand für die Presse außer Zweifel, dass der gesamte
Staatsbesitz, also auch „die Colonnien, Kunstschätze, die Regalien,
die Flotte, (und) die Waffen […] ihrem Werth nach getheilt werden“
müssten.81 Insbesondere bei den schleswigschen Zeitungen war das
Vertrauen in die deutschen Großmächte, dass diese sich in Wien für
die Interessen der Herzogtümer einsetzen würden, schier grenzen-
los. Die Schleswiger Nachrichten gingen sogar so weit zu behaup-
ten, dass sich die deutschen Unterhändler nicht nur für eine Teilung
der Staatsaktiva, sondern auch für eine Verrechnung alter dänischer
Schulden an die Herzogtümer einsetzen würden.82 Daneben wurde
aber auch der grundsätzliche Teilungsmodus in Frage gestellt. So
kritisierte etwa die Kieler Zeitung den Umstand, dass Schleswig-
Holstein sich an Ausgaben beteiligen solle, „welche allein oder
überwiegend dem dänischen Theil der Monarchie […] zu gute ge-
kommen“ seien. Ihrer Ansicht nach sei eine Teilung der Passiva nach
dem tatsächlichen Verbrauch sinnvoller als die beabsichtigte Teilung
nach der Bevölkerungszahl.83 Die Realität sah derweil ganz anders
aus. Es verwundert daher kaum, dass die abschließenden finanziel-
len Bestimmungen des Wiener Friedens nicht nur in Kiel äußerst ne-
gativ aufgefasst wurden. Insbesondere die Gesamtsumme der Lasten
erregte den Unmut der gesamten schleswig-holsteinischen Presse.
Nicht nur die Blätter Mays und Ahlmanns sahen die Kosten als un-
verhältnismäßig hoch an, da sie die Herzogtümer zu einem der
höchst verschuldeten Staaten Europas machen würden.84 Aber nicht
nur die augustenburgisch gesinnten, sondern auch die preußen-
freundlichen Zeitungen waren mit der Summe der Belastungen un-
zufrieden. Gleichzeitig war sich die Flensburger Norddeutsche Zei-
tung jedoch sicher, dass man zumindest bezüglich der Kriegskosten
zu einer „außervertraglichen“ Einigung mit den deutschen
Großmächten kommen werde: „Wenn wir Preußen willig diejenige
Stellung hier im Lande einräumen, die es […] fordern muß, so wird

78 Vgl. FNDZ, Nr. 160, 19.08.1864. 
79 SN, Nr. 64, 02.12.1864. 
80 Vgl. FNDZ, Nr. 160, 19.08.1864. 
81 KZ, Nr. 46, 17.08.1864.
82 Vgl. SN, Nr. 22, 14.08.1864.
83 KZ, Nr. 42, 12.08.1864. 
84 Vgl. SHZ, Nr. 258, 16.11.1864/KZ,
Nr. 46, 17.08.1864. 
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auch die Frage der Geldentschädigung einen anderen Charakter
annehmen.“85 Abschließend lässt sich festhalten, dass sich die
schleswig-holsteinischen Zeitungen nicht so sehr gegen die einzel-
nen finanziellen Belastungen des Landes sträubten, sondern dass die
gewaltige Summe, die sich aus der Summierung aller Kostenpunkte
ergab, zu einem negativen Gesamturteil führte. So konstatierten die
Schleswiger Nachrichten schon Ende August, dass die Kriegskosten
als Einzelposten sicher zu stemmen seien, eine Kombination mit
weiteren Belastungen jedoch unmöglich finanziert werden könne.86

Fazit. Alle untersuchten Zeitungen hatten mehr oder weniger weitrei-
chende Hoffnungen in die Verhandlungen gesetzt und waren letzt-
endlich stark enttäuscht von den zentralen finanziellen und territo-
rialen Bestimmungen des Friedens. Insbesondere die beiden holstei-
nischen Blätter hatten, von den „berechtigten“ Ansprüchen des Lan-
des ausgehend, klare Vorstellungen von dem, was den Schleswig-
Holsteinern zustehen müsste: Teilung der Staatsaktiva, Einsetzung
Herzog Friedrichs VIII. und nur gering veränderte Grenzlinien. Kei-
ner dieser Wünsche fand jedoch Berücksichtigung in den Friedens-
dokumenten. In letzter Konsequenz war die „Befreiung vom däni-
schen Joch“ der einzige positive Aspekt des Wiener Friedens. Der
Stellenwert der „Befreiung“ wurde jedoch von den verschiedenen
Presseorganen höchst unterschiedlich eingeschätzt. Während die au-
gustenburgisch gesinnten Blätter Holsteins laut über die zahlreichen
ungünstigen Friedensbestimmungen klagten, waren die preußen-
freundlichen Organe im nördlichen Herzogtum zwar auch unzufrie-
den mit den Einzelbestimmungen, aber die Freude über das Erreich-
te ließ ihren Unmut zweitranging werden. Für die „Befreiung“ nah-
men sie gerne Abstriche der rechtlichen Ansprüche des Landes in
Kauf. Ähnlich unterschiedlich wie diese Wahrnehmung des Friedens
war schon der Empfang ausgefallen, der den durchmarschierenden
preußisch-österreichischen Soldaten in den beiden Landesteilen be-
reitet worden war. Denn während die Schleswiger die Truppen stür-
misch als ihre Befreier begrüßten, verhielten sich die Holsteiner
äußerst frostig, da sie davon ausgingen, dass die Großmächte die
Herzogtümer, wie schon 1851, an Dänemark ausliefern würden.87

Doch trotz dieses Umstandes lagen die höchst unterschiedlichen
Pressestimmen wohl vor allem in den politischen Ansichten und
Biographien ihrer einflussreichen Herausgeber und Redaktionsleiter
begründet. So waren Johannsen und Römer entschiedene Befürwor-
ter Preußens, während Ahlmann und May dem preußischen Staat
und insbesondere der gegenwärtigen Staatsführung sehr skeptisch
gegenüberstanden. Ihr Vertrauen galt den Thronansprüchen des
Hauses Augustenburg, welche auf so besondere Weise demokrati-
sche, legitimistische und liberale Elemente in sich vereinigten. 

85 FNDZ, Nr. 298, 08.11.1864. 
86 Vgl. SN, Nr. 25, 24.08.1864. 
87 Vgl. Hauser (1960), S. 26.
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